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RESOLUTION 62/133

Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/433
(Part II), Ziff. 43)87.

62/133. Verstärkung der Bemühungen zur Beseitigung
aller Formen der Gewalt gegen Frauen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 61/143 vom 19. De-
zember 2006,

erneut erklärend, dass alle Staaten verpflichtet sind, alle
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu
schützen, sowie bekräftigend, dass die Diskriminierung auf
Grund des Geschlechts gegen die Charta der Vereinten Natio-
nen, das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau88 und andere internationale Rechts-
akte auf dem Gebiet der Menschenrechte verstößt und dass
ihre Beseitigung ein fester Bestandteil der Bemühungen zur
Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen ist,

in Bekräftigung der Erklärung über die Beseitigung der
Gewalt gegen Frauen89, der Erklärung und der Aktionsplatt-
form von Beijing90, der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten
Sondertagung der Generalversammlung „Frauen 2000:
Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 21. Jahrhun-
dert“91 und der auf der neunundvierzigsten Tagung der Kom-

mission für die Rechtsstellung der Frau verabschiedeten Er-
klärung92,

sowie in Bekräftigung der auf der Weltkonferenz über
Menschenrechte, der Internationalen Konferenz über Bevöl-
kerung und Entwicklung, dem Weltgipfel für soziale Ent-
wicklung und der Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängende Intoleranz sowie in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen93 und auf dem Weltgipfel 2005 eingegan-
genen internationalen Verpflichtungen auf dem Gebiet der
sozialen Entwicklung, zur Gleichstellung der Geschlechter
und zur Förderung der Frau und feststellend, dass in der von
der Generalversammlung mit ihrer Resolution 61/295 vom
13. September 2007 verabschiedeten Erklärung der Vereinten
Nationen über die Rechte der indigenen Völker der Beseiti-
gung aller Formen der Gewalt gegen indigene Frauen Auf-
merksamkeit gilt,

in der Erkenntnis, dass Frauen auf Grund von Armut,
mangelnder Machtausstattung und ihrer Marginalisierung,
die auf ihren Ausschluss von sozialpolitischen Maßnahmen
und den Vorteilen der nachhaltigen Entwicklung zurückzu-
führen ist, einem erhöhten Gewaltrisiko ausgesetzt sein kön-
nen und dass Gewalt gegen Frauen ein Hemmnis für die so-
ziale und wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinwesen und
Staaten sowie für die Erreichung der international vereinbar-
ten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Ent-
wicklungsziele, darstellt,

tief besorgt darüber, dass Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen in allen ihren verschiedenen Arten und Erscheinungsfor-
men weltweit verbreitet ist, und erneut erklärend, dass die
Anstrengungen zur Verhütung und Beseitigung aller Formen
der Gewalt gegen Frauen und Mädchen auf der ganzen Welt
verstärkt werden müssen,

betonend, dass die Staaten verpflichtet sind, alle Men-
schenrechte und Grundfreiheiten für alle, einschließlich Frau-
en und Mädchen, zu fördern und zu schützen, und die nötige
Sorgfalt walten lassen müssen, um Gewalt gegen Frauen und
Mädchen zu verhüten und zu untersuchen, die Täter zu bestra-
fen, die Straflosigkeit zu beseitigen und die Opfer zu schüt-
zen, und dass die Nichteinhaltung dieser Verpflichtung die
Menschenrechte und Grundfreiheiten von Frauen und Mäd-
chen verletzt und ihren Genuss dieser Rechte und Freiheiten
beeinträchtigt oder unmöglich macht,

mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung für die zahlreichen
Aktivitäten, die die Organe, Einrichtungen, Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen sowie die Sonderorganisa-
tionen im Hinblick auf die Beseitigung aller Formen der Ge-
walt gegen Frauen durchführen,

87 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola,
Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopi-
en, Australien, Belgien, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzego-
wina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Co-
sta Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland,
Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea, Guyana, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan,
Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Libanon, Libe-
ria, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Moldau,
Monaco, Montenegro, Mosambik, Namibia, Neuseeland, Nicaragua,
Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru,
Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Sambia, San
Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbab-
we, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Swasiland, Thailand, To-
go, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Un-
garn, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und
Zypern.
88 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996
Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
89 Siehe Resolution 48/104.
90 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.
91 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.

92 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
edec-2005-232.pdf.
93 Siehe Resolution 55/2.
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1. nimmt Kenntnis von dem gemäß Resolution 61/143
vorgelegten Bericht des Generalsekretärs über die Verstär-
kung der Bemühungen zur Beseitigung aller Formen der Ge-
walt gegen Frauen94;

2. begrüßt die Entscheidung des Generalsekretärs, sich
an die Spitze einer bis Ende 2015 angelegten, mehrjährigen
systemweiten Kampagne zur Beseitigung der Gewalt gegen
Frauen und Mädchen zu stellen, in deren Rahmen insbeson-
dere eine weltweite Lobbyarbeit unter der Führung der Ver-
einten Nationen durchgeführt und Maßnahmen und Partner-
schaften auf nationaler und regionaler Ebene verstärkt wer-
den sollen;

3. fordert die internationale Gemeinschaft, einschließ-
lich des Systems der Vereinten Nationen und gegebenenfalls
der regionalen und subregionalen Organisationen, auf, die
Anstrengungen der einzelnen Länder zur Förderung der Er-
mächtigung der Frauen und der Gleichstellung der Ge-
schlechter zu unterstützen und so auch ihre Anstrengungen
zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu
stärken, namentlich indem sie die Länder auf Antrag und un-
ter Berücksichtigung der jeweiligen nationalen Prioritäten bei
der Erarbeitung und Umsetzung nationaler Aktionspläne zur
Beseitigung der Gewalt gegen Frauen und Mädchen unter-
stützt, unter anderem durch öffentliche Entwicklungshilfe
und andere geeignete Hilfe, wie etwa die Erleichterung der
Weitergabe von Leitlinien, Methoden und bewährten Prakti-
ken;

4. fordert alle Organe, Einrichtungen, Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen sowie die Sonderorganisa-
tionen auf und bittet die Bretton-Woods-Institutionen, ihre
Bemühungen zur Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen
Frauen und Mädchen auf allen Ebenen zu verstärken und ihre
Tätigkeit besser abzustimmen, unter anderem über die Ar-
beitsgruppe über Gewalt gegen Frauen des Interinstitutionel-
len Netzwerks für Frauen- und Gleichstellungsfragen;

5. fordert das Interinstitutionelle Netzwerk für Frauen-
und Gleichstellungsfragen auf, verstärkt zu prüfen, wie die
Wirksamkeit des Treuhandfonds der Vereinten Nationen zur
Unterstützung von Maßnahmen zur Beseitigung der Gewalt
gegen Frauen als systemweiter Finanzierungsmechanismus
für die Verhütung und Beseitigung aller Formen der Gewalt
gegen Frauen und Mädchen erhöht werden kann;

6. betont, dass innerhalb des Systems der Vereinten
Nationen für die Organe, Sonderorganisationen, Fonds und
Programme, die für die Förderung der Gleichstellung der Ge-
schlechter und der Rechte der Frau verantwortlich sind, sowie
für die im gesamten System unternommenen Anstrengungen
zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen und Mädchen aus-
reichende Ressourcen zur Verfügung gestellt werden sollen,
unterstützt die von der Arbeitsgruppe über Gewalt gegen

Frauen eingegangene Verpflichtung, eine Analyse der Res-
sourcenströme vorzunehmen, um abzuschätzen, inwieweit
Ressourcen für diese Tätigkeit zur Verfügung stehen, und
Empfehlungen hinsichtlich ihres möglichst wirksamen und
effizienten Einsatzes zu erarbeiten, und fordert das System
der Vereinten Nationen auf, diesen Empfehlungen, sobald sie
abgegeben worden sind, rasch nachzukommen;

7. ersucht den Generalsekretär, sich verstärkt darum zu
bemühen, auf der Grundlage der Arbeit der Sonderberichter-
statterin über Gewalt gegen Frauen, deren Ursachen und de-
ren Folgen einen Katalog möglicher Indikatoren für Gewalt
gegen Frauen auszuarbeiten und vorzuschlagen, die den Staa-
ten bei der Bewertung des Ausmaßes, der Verbreitung und
der Häufigkeit von Gewalt gegen Frauen behilflich sein kön-
nen, mit dem Ziel, der Kommission für die Rechtsstellung der
Frau auf ihrer zweiundfünfzigsten Tagung und der Statisti-
schen Kommission zum frühestmöglichen Zeitpunkt die Prü-
fung dieser Indikatoren zu ermöglichen;

8. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Kom-
mission für die Rechtsstellung der Frau auf ihrer zweiund-
fünfzigsten Tagung und danach der Generalversammlung auf
ihrer dreiundsechzigsten Tagung mündlich über die von den
Organen, Fonds und Programmen der Vereinten Nationen so-
wie den Sonderorganisationen bereitgestellten Informationen
zu den jüngsten Folgemaßnahmen zur Durchführung der Re-
solution 61/143 und dieser Resolution Bericht zu erstatten,
einschließlich über den Treuhandfonds der Vereinten Natio-
nen zur Unterstützung von Maßnahmen zur Beseitigung der
Gewalt gegen Frauen, und legt den Organen, Einrichtungen,
Fonds und Programmen der Vereinten Nationen sowie den
Sonderorganisationen eindringlich nahe, umgehend zur Er-
stellung dieses Berichts beizutragen.

RESOLUTION 62/134

Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/433
(Part II), Ziff. 43)95.

94 A/62/201.

95 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Andorra, Argentinien,
Armenien, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Bu-
rundi, Chile, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Geor-
gien, Griechenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Ir-
land, Island, Israel, Italien, Japan, Kambodscha, Kanada, Kap Verde,
Kroatien, Lettland, Liberia, Litauen, Luxemburg, Malawi, Mali, Malta,
Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mikronesien (Föde-
rierte Staaten von), Moldau, Monaco, Montenegro, Nauru, Neuseeland,
Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Panama, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Samoa, San Mari-
no, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Timor-Leste,
Tschad, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vanuatu, Vereinigte
Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik und
Zypern.




